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Stellungnahme der 

Österreichischen Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation (ÖAR), Dachorganisation der Behindertenverbände Österreichs, 

zum Arbeitsentwurf 
Wiederaufleben der Kindeseigenschaft in der Pensionsversicherung

nach gescheitertem Arbeitsversuch

GZ: BMASK-21119/0015-II/A/1/2012
Die ÖAR erlaubt sich, zu oben angeführtem Arbeitsentwurf folgende Stellungnahme abzugeben:

Grundsätzlich begrüßt die ÖAR die Schaffung einer Regelung, wonach Menschen mit Behinderungen die Möglichkeit geboten wird, ohne tatsächliche oder auch befürchtete Nachteile, einer Arbeit nachzugehen oder diese auch auszuprobieren. Damit würde eine große Hürde genommen werden, ihren Lebensunterhalt mit einer Beschäftigung zu bestreiten und somit würde auch ein Schritt näher zur Teilhabe an der Gesellschaft gesetzt werden können.
Es muss jedenfalls gesetzlich sichergestellt werden, dass alle Transferleistungen, die durch den Arbeitsversuch weggefallen sind, wieder zuerkannt werden.
Das Setzen einer solche Maßnahme ist im Kontext der Bestimmungen der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BRK) unumgänglich.
Es ist jedoch bereits hinlänglich bekannt, dass über die gesetzlichen Maßnahmen hinaus, Mitgliedsstaaten auch durch die BRK verpflichtet werden, zur gesellschaftlichen Sensibilisierung beizutragen und Sensibilisierung fängt jedenfalls beim Sprachgebrauch an.
Es muss daher der Begriff „Gebrechen“ durch den Begriff „Behinderung“ ersetzen werden.
Weiters sind Mitgliedsstaaten durch die BRK verpflichtet, schädliche Praktiken, Klischees und Vorurteile gegenüber Menschen mit Behinderungen zu bekämpfen. Die Bezeichnung „Kind“ für Personen ab dem 18. Lebensjahr ist für Menschen mit Behinderungen als Diskriminierung zu werten. Daher wäre für die Verwendung des Begriffes „Aufleben der Kindeseigenschaft“ eine Alternative zu überdenken.
Die sozialversicherungsrechtliche Absicherung von Menschen, die in Tagesstrukturen (Beschäftigungstherapie, Arbeit in Werkstätten oder Fähigkeitsorientierte Aktivität) tätig sind, ist ehest möglich auch im Hinblick auf die Maßnahme 179 des Nationalen Aktionsplanes Behinderung umzusetzen.
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